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Das revidierte Schweizer Datenschutzgesetz tritt auf r. September zoz3 in Kraft.
Die nötigen Anpassungen sollte man bereits jetzt in die Wege leiten.

Datenschutz dient dem Schutz der Persön-

lichkeit und der Grundrechte von Personen,

deren Daten bearbeitet werden. Der Schutz

ist weitreichend: Geschützt sind sämtliche

Personendaten, insbesondere heikle wie bei-

spielsweise Daten über die ethnische Her-

kunft sowie religiöse oder weltanschauliche

Überzeugungen. Als Bearbeitung gilt jeder

Umgang mit Personendaten wie Beschaffen,

Speichern, Aufbewahren, Verwenden, Verä n-

dern, Bekanntgeben, Archivieren, Löschen,

Vernichten usw. Das neue Datenschutzge-

setz konzentriert sich auf den Schutz von

natürlichen Personen. Daten juristischer Per-

sonen sind nicht mehr geschützt.

Grundsätze der Datenbearbeitung

Rechtmässigkeit: Personendaten dürfen

nur im Rahmen des rechtlich Zulässigen be-

arbeitet werden. lnsbesondere dürfen die

Daten nicht an unberechtigte Dritte und

ohne Einwilligung der betroffenen Person

weitergegeben werden.

Treu und Glaube: Eine rechtsmissbräuchli-

che Datenbearbeitung ist unzulässig.

Verhältnismässigkeit: Es dürfen nur die-

jenigen und nur so viele Daten bearbeitet

werden, wie erforderlich sind. Zudem dür-

fen nur diejenigen Personen Zugriff auf die

Daten haben, für deren Aufgabenerfüllung

dies notwendig ist.

<Datenschutz ist
Chefsache.>

Zweckbindung: Die Daten dürfen nur für

den festgelegten bzw. erkennbaren Zweck

bearbeitet werden.

Transparenz: Die Datenbearbeitung muss

für die betroffene Person aus den Umstän-

den heraus oder aufgrund einer expliziten

lnformation erkennbar sein. Die Person

kann beim Verantwortlichen Auskunft dar-

über verlangen, ob über sie Personendaten

bearbeitet werden, und die Herausgabe

bzw. Übertragung in elektronischer Form

ve rla n ge n.

Privacy by Default und by Design: Die

Datenbearbeitung muss technisch und or-

ganisatorisch so ausgestaltet sein, dass die

Datenschutzgrundsätze eingehalten sind.

lnsbesondere muss die Datenbearbeitung

mittels Voreinstellungen auf das nötige

Mindestmass beschränkt sein.



Richtigkeit: Die bearbeiteten Daten müs-

sen sachlich richtig und in Bezug auf den

Zweck der Datenbearbeitung vollständig

sein. Falsche Daten müssen berichtigt, ge-

löscht oder vernichtet werden.

Sicherheit: Die Sicherheit der bearbeite-

ten Daten muss durch technische und or-

ganisatorische Massnahmen gewährleistet

sein. Daten müssen insbesondere vor un-

beabsichtigter oder widerrechtlicher Ver-

änderung, Löschung oder Vernichtung so-

wie unbefugtem Zugriff geschützt werden.

lm Unternehmen kann ein Datenschutzbe-

rater ernannt werden, der als Anlaufstelle

für betroffene Personen oder für die Be-

hörden dient. Verantwortlich für den Da-

tenschutz ist, wer über Zweck und Mittel

der Bearbeitung entscheidet. Datenschutz

ist damit Chefsache!

Neue Pflichten

Verantwortliche und Auftragsbearbeiter

müssen künftig ein Verzeichnis ihrer Be-

arbeitungstätigkeiten führen. Wer Perso-

Arbeitsrecht

Wie viele Arbeitsstunden die Mitarbeiten-

den in einem Betrieb lelsten sollen, wird

in den individuellen Arbeitsverträgen oder

je nach Branche in einem Gesamtarbeits-

vertrag defniert - am häufigsten in Form

einer Tages- oder Wochenarbeltszeit. ln der

betrieblichen Realität gibt es aber Momen-

te, wo es mehr braucht ln diesem Fall spre-

chen wir von Überstunden.

Überstunden

Als Arbeitgeber hat man das Recht, Über-

stunden anzuordnen: wenn diese notwen-

dig und zumutbar sind und wenn sie die

Mitarbeitenden körperlich und psychisch

nicht überfordern. Als Arbeitnehmer ist

man in diesen Fällen verpflichtet, die Über-

stunden zu leisten. ln der Praxis gibt es auch

nendaten beschafft, muss die betroffene

Person angemessen über die Beschaffung

informieren. Die lnformation umfasst

mindestens die ldentität und die Kontakt-

daten des Verantwortlichen sowie den Be-

a rbeitungszweck.

Wenn die Bearbeitung von Personendaten

ein hohes Risiko für die Persönlichkeit oder

die Grundrechte der betroffenen Person ln

sich birgt, muss der Verantwortliche vor-

ab eine Datenschutzfolgeabschätzung mit

einer Beschreibung der geplanten Bear-

beitung, einer Risikobewertung und Mass-

nahmen erstellen. Verletzungen der Da-

tensicherheit, die voraussichtlich zu einem

hohen Risiko fur die Persönlichkeit und

die Grundrechte der betroffenen Person

führen, müssen so rasch wie möglich dem

Eidgenössischen Datenschutz- und Öffent-

lichkeitsbeauftragten (EDÖB) und allenfalls

der betroffenen Person gemeldet werden.

Bei einer vorsätzlichen Verletzung dieser

Pflichten drohen eine strafrechtliche Verfol-

gung und Bussen bis zu 25oooo Franken.

So sichern Sie lhr Unternehmen ab

r. Saubere Auslegeordnung der lT-lnfrastruktur, Problempunkte beheben.

z. Thema und Lösungsvorschläge mit den Kunden besprechen

(2. B. unverschlüsselter Datenversand).

3. Bereiche auflisten, wo potenzielle Fallen bestehen (2. B. Ablage von

Buchungsunterlagen), und Handhabung defr nieren.

4. lntern die Gefahren aufzeigen, die im Umgang mit E-Mails und mobilen

Endgeräten auftreten können. Hand lungsregeln defi nieren.

5. Auftragsbestätigungen mit lnfo zu Datenschutz und -haltung versehen.

Ü berstu nden oder Ü be rzeil?
Dass man als Arbeitnehmer zuweilen länger arbeitet als vorgesehen, kommt vor. Aber nicht immer ist klar,

wie die Handhabung dieser zusätzlich geleisteten Stunden genau funktioniert.

den Fall, dass Arbeitnehmer aus eigenem

Antrieb und ohne Rücksprache mit dem

Arbeitgeber Überstunden leisten. Über-

stunden, die vom Arbeitgeber ausdrücklich

angeordnet oder vom Arbeitnehmer nach

Treu und Glauben als notwendig betrachtet

wurden, sind zu entschädigen oder durch

Freizeit gleicher Dauer abzugelten. Die Ver-

gütung von Überstunden erfolgt mit einem

Zuschlag von z5 Prozent. Als Arbeitgeber

kann man im Arbeitsvertrag aber festhalten,

dass Überstunden ohne Zuschlag entschä-

digt werden oder immer durch Freizeit im

gleichen Umfang zu kompensieren sind.

Überzeit

Von Überzeit spricht man, wenn die

gesetzlich festgelegte Höchstarbeitszeit

überschritten wird. Diese liegt für viele

Tätigkeiten bei 45 Stunden pro Woche.

Folgendes Beispiel: Ein Sachbearbeiter

oder ein Handwerker, der gemäss Ver-

lrag 4z Wochenstunden leisten muss,

vertritt sein Unternehmen funf Tage

lang an einer Branchenmesse. So fallen

6o Arbeitsstunden an. Drei Stunden da-

von (Differenz zwischen 4z und 45 Stun-

den) gelten als Überstunden. Dieweiteren

r5 Stunden gelten als Überzeit. Bei einer

45-Stunden-Woche sind pro Jahr maximal

r7o Stunden Überzelt erlaubt. Überzeit

kann ebenfalls mit Freizeit kompensiert

oder entschädigt werden. Allerdings

wird bei einer 45-Stunden-Woche ab der

6r. Stunde ein Zuschlag von 25 Prozent

fä llig.
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Die Gesetzesrevision bringt neben Ver-

besserungen für Kinder, Jugendliche und

Menschen mit psychischen Problemen

neu auch Massnahmen für mehr Qualität
und Transparenz bei den medizinischen

Begutachtungen. Zudem wird ein stufen-

loses Rentensystem für die Bemessung

des lV-Grads eingeführt; für die Renten-

höhe kommt es neu aufjedes Prozent des

lV-Grads an: Ab einem lnvaliditätsgrad

von 7o Prozent wird eine volle Rente aus-

gerichtet, bei einem lnvaliditätsgrad von

5o bis 69 Prozent entspricht die Rente dem

lnvaliditätsgrad, bei einem lnvaliditätsgrad

von 40 Prozent wird eine Viertelsrente

ausgerichtet, die sich bis zum lnvaliditäts-

grad von 49 Prozent in Stufen von 2,5 Pro-

zent bis auf 47,5 Prozent erhöht.

l(urznews

Weiterentwickl ung der lV

Die neuen Regelungen der lV sind am r. Januar zozz in Kraft getreten.

UPIDATE Dezember2o2r.l
Korrigenda

ln der letzten Ausgabe haben sich leider

zwei Fehler eingeschlichen, die wir nach-

folgend berichtigen möchten. Wir bitten

um Entschuldigung.

Zum Artikel <<Was Sie als Verwaltungs-

rat wissen müssen>, Seite r

Der letzte Satz unter der Überschrift

<Zusätzliche Pflichten> lautet richtig wie

folgt:

Die Benachrichtigung des Richters bei

Überschuldung kann künftig nur ent-

fallen, wenn Rangrücktritte im Umfang

der Überschuldung bestehen oder die

begründete Aussicht besteht, dass die

Überschuldung innerhalb von 9o Tagen

behoben werden kann.

Zum Artikel <<Private Nutzung von

GeschäftsfahrzeugenD, Seite 4

Der erste Abschnitt lautet richtig wie

folgt:

Bisher mussten die Fahrkosten zum Ar-

beitsort (ohne Aussendienstanteil) mit

7o Rappen pro Kilometer als Einkommen

in der Steuererklärung deklariert werden.

Davon konnten bei der direkten Bundes-

steuer bis maximal 3ooo Franken als Be-

rufskosten abgezogen werden, während

die Kantone Höchstbeträge nach kanto-

nalem Recht oder unbeschränkte Beträge

erlaubten.

Neu kann die private Nutzung des Ge-

schäftsfahrzeugs inklusive Arbeitsweg-

kosten pro Monat mit o,9 Prozent (bisher

o,8 Prozent) des Fahrzeugkaufpreises ver-

steuert werden.

Die Bemessung des lV-Grads und der daraus abgeleiteten Rente wird differenzierter

berechnet als bisher.

Kapitalisierungszinssatz: neue Berechnung

Bei der Bewertung von nicht kotierten Unternehmen für die Vermögenssteuer

wird ab dem Kalenderjahr zozr der Kapitalisierungszinssatz angepasst.

Ab dem Kalenderjahr zozr gelten Ande-

rungen für die Berechnung der Kapitali-

sierung. Einerseits basiert der Kapitalisie-

ru n gszi nssatz auf dem risikolosen Zinssalz

(neu Durchschnitt der Zinssätze für Anla-

gen und Kredite), welcher durch die Nati-

onalbank erhoben und publiziert wird. Und

andererseits wird die Risikoprämie von

kotierten Unternehmen unter Berücksich-

tigung des spezifischen Risikos von nicht

kotierten Unternehmen sowie der llliqui-

dität wissenschaftlich abgeleitet. Es gilt:

je höher der Zinssatz, desto tiefer der Er-

tragswert.
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Durch die COVID-r9-Pandemie wurden ganz unerwartet Branchen mit Arbeit überhäuft, während andere ums Überleben
kämpften. Dadurch wurden vermehrt Arbeitskräfte <ausgeliehen>. Und schon steht die auf den ersten Blick harmlose

Frage im Vordergrund: Wer ist mein Arbeitgeber? Dabei sind Vorschriften aus unterschiedlichen Bereichen mit teilweise
weitreichenden Konsequenzen zu beachten.

Personalverleih

Was m uss beachtet werden?

Das Arbeitsvermittl ungsgesetz ken nt drei

Formen des Personalverleihs: die Tem-

porärarbeit, die Leiharbeit und das gele-

gentliche Überlassen von Arbeitskräften

an Dritte. Hauptsächlich massgebend für

die Beurteilung, dass ein Personalverleih

vorliegt, ist das Überlassen des Weisungs-

rechts gegenüber dem Arbeitnehmer an

den Entleiher (Einsatzbetrieb). Gewerbs'

mässig ist der Personalverleih dann, wenn

der Personalverleiher regelmässig Mitar-

beitende mit der Absicht verleiht, damit

Gewinn zu erzielen, oder wenn mit der

Verleihtätigkeit ein jährlicher Umsatz von

mindestens looooo Franken erzielt wird.

Personalverleih oder Dienstleistung?

Die Abgrenzung des Personalverleihs zur

Dienstleistung (einfacher Auftrag) kann

schwierig sein. l(önnen aber beispiels-

weise die folgenden Fragen mit Ja be'

antwortet werden, liegt ein Personalver-

leih vor: lst der Arbeitnehmer im Betrieb

des Entleihers tätig, führt die Arbeit mit

Werkzeugen, Material oder Geräten des

Einsatzbetriebs aus und wird dort wie

die eigenen Arbeitnehmer integriert? Be-

steht eine direkte und umfassende Wei-

sungsbefugnis des Einsatzbetriebs? Liegt

das wirtschaftliche Risiko beim Einsatz-

betrieb, z. B. bei Ausfall oder mangelhaf-

ter Arbeitsleistung? Haftet der Verleiher

gegenüber dem Einsatzbetrieb nicht für

eine ordentliche Arbeitsleistung?

l

Wer seine Mitarbeitenden einem anderen Unternehmen zur Verfügung stellt, muss sich

klar sein, um welche Form des Personalverleihs es sich handelt - und was das bedeutet.

ist abhängig von der Einsatzdauer. Die

Temporärarbeit ist bewilligungspflichtig.

Bei der Leiharbeit wird der Arbeitnehmer

zum Einsatz mit unbefristeter Dauer in

mehreren Einsatzbetrieben überlassen.

Dabei ist die Vertragsdauer unabhän-

gig vom jeweiligen Einzeleinsatz. Für die

Leiharbeit wird eine Bewilligung benötigt.

Leistungen bei Überstunden, Krank-

heit, Mutterschaft, Unfall, Militärdienst

und Ferien, Termine für Auszahlung des

Lohns, Zulagen und übrige Leistungen.

Wird der Arbeitsvertrag nicht schriftlich

abgeschlossen, kann das zum Entzug der

Betriebsbewilligung oder zu einer Busse

fu hren.

Bewilligungspfl ichtig oder nicht?
Beim gelegentlichen überlassen wird

ein Arbeitnehmer nur ausnahmsweise

überlassen. Der Arbeitgeber ist weiter-

hin weisungsbefugt und die Dauer des

Arbeitsvertrags ist unabhängig von der

Dauer des Einsatzes. Hierfür ist keine

Bewilligung nötig. Bei der Temporärar'

beit ist der Einsatz auf einen Einsatzbe-

trieb beschränkt und die Vertragsdauer

Mindestinhalt des Arbeitsvertrags
ln der Regel werden zwischen Arbeitge-

ber (Personalverleiher) und Arbeitneh-

mer zwei formelle Verträge geschlossen:

ein Rahmenvertrag, der die generellen

Arbeitsbedingungen defi niert, beispiels-

weise allgemeine Pflichten oder Absen-

zen, sowie der zeitlich befristete Einsatz-

vertrag für die konkrete Tätigkeit beim

fremden Betrieb. Das Gesetz schreibt

den folgenden Mindestinhalt vor: Art der

zu leistenden Arbeit, Arbeitsort sowie

Beginn des Einsatzes, Dauer des Einsat-

zes oder Kundigungsfrist, Arbeitszeiten,

Lohn, allfällige Spesen und Zulagen sowie

die Abzüge für die Sozialversicherung,

Verleihvertrag
Auch der Verleihvertrag muss schriftlich

abgeschlossen werden, sonst kann die

Betriebsbewilligung entzogen werden

oder es droht eine Busse. lm Verleihver-

trag müssen enthalten sein: Adresse des

Verleihers, Adresse der Bewilligungsbe-

hörde (sofern bewilligungspflichtig), be-

rufliche Qualifikationen des Arbeitneh-

mers und die Art der Arbeit, Arbeitsort

und der Beginn des Einsatzes, Dauer des

Einsatzes oder die Kündigungsfristen, für

den Arbeitnehmer geltende Arbeitszei-

ten, Kosten des Verleihs, einschliesslich

aller Sozialleistungen, Zulagen, Spesen

und Nebenleistungen.
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